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Aktenzeichen: 5 AZR 422/84 
Bundesarbeitsgericht 5. Senat

I. Arbeitsgericht 
Lübeck

II. Landesarbeitsgericht 
Schleswig-Holstein

Urteil vom 5. Februar 1986
- 5 AZR 422/04 -
Urteil vom 22. September 1983
- 2b Ca 1411/83 - 
Urteil vom 17. Mai 1984
- 2 Sa 671/83 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Nein
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Musikdozentin an staatl. Hochschule; Statusklage 
Gesetz:
BGB § 611 Abhängigkeit 
Leitsätze:
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5 AZR H22/8H
2 Sa 671/83 Schleswig-Holstein
Verkündet am 
5 . Februar 1986
Clobes,

Im Namen des Volkes!

Reg.-Obersekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Urteil

In Sachen

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vorn 5. Februar 1986 durch den Vorsit­
zenden Richter Dr. Thomas, die Richterin Michels-Holl und den
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Richter Schneider sowie die ehrenamtlichen Richter Döring und
Fischer für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des beklagten Landes wird 
das Urteil des Landesarbeitsgerichts Schles­
wig-Holstein vom 17. Mai 1984 - 2 Sa 671/83- 
auf gehoben.

2. Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revision, an das Landesarbeitsgericht zurück­
verwiesen .

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob die Klägerin zu dem be­
klagten Land in einem Arbeitsverhältnis steht.

Die Klägerin ist seit 1969 an der Musikhochschule Lübeck als 
Musikdozentin tätig. Seit dem 1. März 1971 beruht die Beschäf­
tigung auf einem Lehrauftrag, der gemäß einem Erlaß des Kultus­
ministers des Landes Schleswig-Holstein vom 24. März 1971 für 
das Land Schleswig-Holstein von dem Direktor der staatlichen 
Fachhochschule für Musik erteilt worden ist. Danach hat die Klä­
gerin 9 1/2 Wochenstunden zu leisten; pro Semesterwochenstunde 
ist eine Vergütung von 60,-- DM vereinbart. Durch diese Stunden­
vergütung sind die mit der Lehrtätigkeit zusammenhängenden nicht 
unterrichtlichen Tätigkeiten wie die Vorbereitung für den Unter­
richt, die Teilnahme an Konferenzen, Besprechungen und ähnliches 
abgegolten. In dem Lehrauftrag ist ausgeführt, es handele sich um
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ein selbständiges, die Arbeitskraft nicht überwiegend bean­
spruchendes Dienstverhältnis, das sich nach den Bestimmungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuches regele. Ferner ist darin bestimmt, daß 
der Lehrauftrag grundsätzlich mit Ablauf des jeweiligen Se­
mesters, für das er erteilt worden ist, endet und sich still­
schweigend verlängert um ein weiteres Semester, wenn er nicht 14 
Tage vorher gekündigt worden ist. Die Klägerin hat den Lehrauf­
trag angenommen und sich mit den darin enthaltenen Bedingungen 
einverstanden erklärt.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, zwischen ihr und 
dem beklagten Land bestehe ein Arbeitsverhältnis. Als Lehrbeauf­
tragte sei sie den festangestellten Dozenten völlig gleichge­
stellt und wie diese in den Betrieb der Hochschule eingegliedert. 
Wegen der anderweitigen Verpflichtungen der Studenten, und der 
anderweitigen Nutzung der übungsräurae in der Hochschule sei sie 
gezwungen, Ort und Termin ihrer Ubungsstunden mit dem Beklagten 
abzustimmen. Sie könne die Unterrichtung einzelner .Studenten nur 
dann zurückweisen, wenn sie in der vertraglichen Zeit von 9 1/2 
Wochenstunden keine freie Kapazität mehr habe.

Die Klägerin hat zuletzt beantragt,

festzustellen, daß sie bei der Musikhochschule 
Lübeck im Rahmen eines abhängigen Beschäfti­
gungsverhältnisses und nicht als selbständige 
freie Mitarbeiterin tätig ist.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen. Es hat 
die Auffassung vertreten, die Klägerin sei nicht in einem Ar-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


beitsverhältnis, sondern ’als Freie Mitarbeiterin tätig. Abgesehen 
von Sachzwängeh könne die Klägerin Ort und Termin ihrer Ubungs- 
stunden frei bestimmen und den Unterricht frei gestalten. Sie 
könne auch bestimmte Studenten ohne Begründung zurückweisen. Die 
Teilnahme an Fachgruppensitzungen sowie Aufnahme- und Abschluß­
prüfungen sei der Klägerin freigestellt; allerdings halte das 
beklagte Land diese Teilnahme für wünschenswert.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die Berufung 
der Klägerin hat das Landesarbeitsgericht der Klage stattgegeben 
und festgestellt, daß die Klägerin bei der Musikhochschule Lübeck 
im Rahmen eines abhängigen Beschäftigungsverhältnisses tätig ist.

Mit der Revision erstrebt das beklagte Land die Wiederher­
stellung des erstinstanzlichen Urteils.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision des beklagten Landes ist begründet. Sie führt 
zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung 
der Sache an das Berufungsgericht.

I. Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts kommt es 
für die Statusbeurteilung darauf an, in welchem Maße der zur 
Dienstleistung Verpflichtete persönlich abhängig ist. Leistet er 
Dienste unter Bedingungen, die zu einer für ein Arbeitsverhältnis 
typischen persönlichen Abhängigkeit führen, ist er Arbeitnehmer. 
Wenn er jedoch im wesentlichen die Arbeitsbedingungen frei ge­
stalten kann, ist er ein freier Mitarbeiter. Insoweit gilt für
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Lehrbeauftragte, die nicht in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis besonderer Art stehen (vgl. hierzu BAG 38, 259 = 
AP Nr. 27 zu § 611 BGB Lehrer, Dozenten), sondern die auf ver­
traglicher Grundlage tätig werden, dasselbe wie für andere Be­
schäftigungsverhältnisse. Dabei sind die das Rechtsverhältnis 
prägenden charakteristischen Merkmale zu beurteilen, wie sie sich 
aus dem Inhalt des Vertrages und der praktischen Durchführung und 
Gestaltung der Vertragsbeziehungen ergeben (vgl. BAG Urteil vom 
26. Januar 1977 - 5 AZR 796/75 - AP Nr. 13 zu § 611 BGB Lehrer, 
Dozenten, zu I 1 der Gründe; BAG 37, 58 = AP Nr. 22 zu § 611 BGB 
Lehrer, Dozenten; BAG 39» 329 = AP Nr. 32 zu § 611 BGB Lehrer, 
Dozenten).

II. Das Landesarbeitsgericht ist, ohne dies näher auszuführen, 
zunächst zutreffend davon ausgegangen, daß zwischen den Parteien 
ein privat-rechtliches Dienstverhältnis begründet worden ist. 
Lehrbeauftragte an staatlichen Hochschulen oder Fachhochschulen 
können auch in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
stehen; dies gilt dann, wenn der Lehrauftrag durch eine einsei­
tige Maßnahme der Hochschule erteilt worden ist (BAG 38, 259 = AP 
Nr. 27 zu § 6l1 BGB Lehrer, Dozenten; Urteil des erkennenden 
Senats vom 27. Juni 1984 - 5 AZR 567/82 - AP Nr. 42 zu § 611 
BGB Lehrer, Dozenten) und wenn die einschlägigen Bestimmungen des 
jeweiligen Bundeslandes die Erteilung eines öffentlich-rechtlich 
ausgestalteten Lehrauftrags vorsehen oder sich keine ausreichen­
den Anhaltspunkte für die Rechtsnatur des Lehrauftragsverhält­
nisses ergeben. In § 3 der hier einschlägigen Lehrauftragsricht­
linien des Landes Schleswig-Holstein (NB1. KM. Schl.-H, 1979,
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S. 355) ist bestimmt, daß die Lehrbeauftragten entweder in einem 
öffentlich-rechtlichen Auftragsverhältnis * gemäß § 80 Nr. 1 LBG 
oder in einem selbständigen, ihre Arbeitskraft in der Regel nicht 
überwiegend beanspruchenden Dienstverhältnis gemäß § 611 BGB 
stehen können. Da der der Klägerin erteilte "Lehrauftrag" als 
selbständiges, die Arbeitskraft nicht überwiegend- beanspruchendes 
Dienstverhältnis bezeichnet ist, auf das die Bestimmungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuches anzuwenden sind, ist zwischen der 
Klägerin und der Beklagten ein privat-rechtliches Dienstverhält­
nis begründet worden.

III. Das Berufungsgericht ist zu dem Ergebnis gelangt, die Klä­
gerin leiste ihre Dienste als Lehrbeauftragte in persönlicher 
Abhängigkeit. Die vom Berufungsgericht dazu getroffenen Fest­
stellungen werden von der Revision jedoch mit Recht mit Verfah­
rensrügen angegriffen.

1. Das Landesarbeitsgericht hat1äusgeführt, die Weisungsgebun­
denheit der Klägerin sei in bezug auf Zeit und Ort ihrer Lehrtä­
tigkeit stärker ausgeprägt als im Hochschul- bzw. Volkshoch- 
schulbereich, weil sie fest in den Ausbildungsgang bestimmter 
Studenten integriert sei; die Weisungsgebundenheit erreiche je­
doch noch nicht den Grad der Gebundenheit, wie er an öffentlichen 
Schulen notwendig sei.

Hierzu beanstandet die Revision zutreffend, daß hierin nur 
Wertungen liegen, die keinen Schluß auf den Umfang der Weisungs­
gebundenheit der Klägerin zulassen. Im Hinblick auf den wider-
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streitenden Vortrag der Parteien ist nicht ersichtlich, von wel­
chen tatsächlichen Feststellungen das Landesarbeitsgericht aus­
gegangen ist. Die Revision hat zu Recht gerügt, daß die Annahme 
des Landesarbeitsgerichts, die Klägerin sei in bezug auf Ort und 
Zeit ihrer Lehrtätigkeit stärker gebunden als dies sonst im 
Hochschul- oder Volkshochschulbereich üblich sei, weil sie fest 
in den Ausbildungsgang bestimmter Studenten integriert sei, in 
tatsächlichen Feststellungen keine Stütze findet und deshalb nach 
§ 286 ZPO verfahrensfehlerh^ft getroffen wurde.

2. Auch soweit das Landesarbeitsgericht ausgeführt hat, die 
Klägerin sei in bezug auf die Unterrichtsgestaltung und Unter­
richtsziele stärker weisungsgebunden als, sonst im Hochschulbe­
reich üblich, wird das von der Revision als rechtsfehlerhaft an­
gegriffen, weil die hierfür herangezogenen Tatsachen keinen 
Schluß darauf zulassen, daß die Klägerin in weisungsgebundener 
Abhängigkeit tätig ist. Das gilt einmal, soweit das Landesar­
beitsgericht darauf abgestellt hat, ein erheblicher Teil der 
Studenten werde auf ein Examen mit genau festgelegten Anforde­
rungen vorbereitet. Hierdurch wird jedoch lediglich der Lehr­
gegenstand bestimmt und die vertraglich geschuldete Leistung 
näher umschrieben. Die Sachlage entspricht insoweit derjenigen 
eines Dozenten, der Sprachkurse an Volkshochschulen zu erteilen 
hat (vgl. BAG 39, 329 = AP Nr. 32 zu § 611 BGB Lehrer, Dozen­
ten). Daß hier eine andere Bewertung in bezug auf die Abnängikeit 
geboten sei, dazu hat das Landesarbeitsgericht wiederum keine 
tatsächlichen Feststellungen getroffen. Das hat die Revision mit 
Recht gerügt. Ebenso ist nicht ersichtlich, welches Gewicht für
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die*Abhängigkeit der Klägerin dem Umstand beizumessen ist, daß 
die Klägerin mit den Studenten in erheblichem Umfang rein tech­
nisch-manuelle musikalische Fähigkeiten geduldig und eintönig 
einüben müsse. Die Revision hat hierzu außerdem mit Recht her­
vorgehoben, daß für diese tatsächliche Feststellung in dem Par­
teivortrag keine Stütze zu finden ist.

'3* Schön die vorbezeichneten Mängel des angefochtenen Urteils 
führen zu dessen Aufhebung, weil die weiteren Umstände, die das 
Landesarbeitsgericht für die Arbeitnehmereigenschaft der Klägerin 
angeführt hat (Teilnahme an Konferenzen, gleiche Einstellungs­
voraussetzungen wie bei als Arbeitnehmer beschäftigten Dozenten 
sowie Abdeckung des Unterrichts durch Lehrbeauftragte zu mehr als 
60 %), für sich allein die angefochtene Entscheidung nicht tragen 
können. Insoweit kommt es auch nicht darauf an, inwieweit die 
hierzu vom Landesarbeitsgericht getroffenen Feststellungen den 
Verfahr'ensrügen der Revision standhalten.

IV. Die Sache mußte an das Berufungsgericht zurückverwiesen 
werden, tfreil das Landesarbeitsgericht keine tragfähigeh Fest­
stellungen dazu getroffen hat, wie die Tätigkeit der Klägerin 
ausgestaltet ist. Dies nachzuholen', ist Aufgabe des Tatsachenge­
richts .

Dr. Thomas Michels-Holl Schneider
Döring Fischer
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